
Auf Einladung einer örtli-
chen Veranstaltergruppe hat  
Christian Schantl als Vertreter 
des Gemeindewohnungsbaus der Stadt 
Wien (Wiener Wohnen) am 17. Okto-
ber 2023 in Düsseldorf im Forum 
Freies Theater FFT vor rund 300 
Zuhörer:innen einen Vortrag über 
die Wiener Wohnungspolitik gehal-
ten. Für die dringend notwendige 
Wende hin zu einer am Gemeinwohl 
und nicht an der Rendite orien-
tierten Wohnungspolitik haben die 
Veranstalter - ausgehend von dem 
Wiener Beispiel – Handlungsorien-
tierungen für die Stadt Düsseldorf 
formuliert. Damit soll sowohl in 
der Stadtgesellschaft wie auch in 
der lokalen Politik eine längst 
überfällige Diskussion angestoßen 
werden. 



4. Wohnungsgemeinnützigkeit: Die Befristung der Miet-
preisbindung bei geförderten Wohnungen muss aufgehoben wer-
den, um das weitere Abschmelzen des Bestands an Sozialwoh-
nungen zu verhindern. Düsseldorf muss sich deshalb zusammen 
mit anderen Kommunen energisch für die Wiedereinführung 
der 1989 abgeschafften Wohnungsgemeinnützigkeit einsetzen.  
 
5. Sicherung bezahlbaren Wohnens im Bestand: In Düssel-
dorf kommt dem Erhalt bezahlbaren Wohnraums im Wohnungsbestand 
zentrale Bedeutung zu. Eine stärkere politische Regulierung des 
privaten Wohnungsmarkts ist unumgänglich, um die Verdrängung 
von Mieter:innen und die Vernichtung bezahlbaren Wohnraums 
zu unterbinden. Dazu gehören die kommunale Befugnis, die 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen zu untersagen, die 
Ausweitung des kommunalen Vorkaufsrechts, sowie eine Begren-
zung der Mieten. Die Stadt muss darauf drängen, dass beste-
hende Blockaden durch die Landesregierung aufgehoben werden.  
 
6. Neue Gestaltungsmöglichkeiten im marktfernen  
Wohnungssektor: Ein marktferner kommunaler oder durch die 
Kommune kontrollierter Mietwohnungssektor orientiert sich an 
der Kostenmiete, nicht an der maximal erzielbaren Rendite. 
Das eröffnet der demokratischen Teilhabe und Einbeziehung 
der Bewohner:innen ebenso wie einer nachhaltigen und sowohl 
ansprechenden wie auch am Bedarf orientierten architektoni-
schen Gestaltung von Gebäuden und Wohnungen sowie der Erpro-
bung neuer Wohnformen bisher nicht vorhandene Spielräume. 
 
7. Finanzierung: Düsseldorf muss seine wohnungsbezogenen Aus-
gaben deutlich erhöhen und sich im Verbund mit anderen Kommunen 
für eine Erhöhung der Fördermittel von Land und Bund einsetzen. 
 
8. In welcher Stadt wollen wir leben? Wohnen ist mehr 
als ein Dach über dem Kopf. Ein kommunaler, nicht am Prin-
zip der Profitmaximierung orientierter Wohnungssektor kann 
Maßstäbe für Urbanität im Sinne gelebter Vielfalt setzen. 
Die Befriedigung des Grundbedürfnisses Wohnen verlangt des-
halb auch Antworten auf die grundsätzliche Frage: In welcher 
Stadt wollen wir leben? 

Die über hundertjährige Geschichte des 
Wiener Mietwohnungsbaus lässt sich in 
Düsseldorf nicht wiederholen. Das Wiener 
Beispiel gibt aber eine am Gemeinwohl 
orientierte wohnungspolitische Richtung 
vor, die die Stadt Düsseldorf einschla-
gen kann – wenn es politisch gewollt ist! 
 

2. Vorausschauende Bodenpolitik: Um gemeinwohlorien-
tierte Ziele in der Wohnungspolitik durchzusetzen, muss 
Düsseldorf selbst als Eigentümerin über Grund und Bo-
den verfügen. Damit wird der Einfluss renditeorientier-
ter Investoren beschränkt und die Immobilienspekulation 
eigedämmt. Eine vorausschauende kommunale Bodenvorrats-
politik strebt die Erweiterung städtischen Grundeigen-
tums an. Dazu soll ein kommunaler Bodenfonds geschaffen 
werden. Zu Wohnzwecken geeignete städtische Grundstücke 
dürfen nicht mehr verkauft werden. Zur Schaffung bezahl-
baren Wohnraums kann eine Vergabe an nicht gewinnorien-
tierte Wohnungsunternehmen und Genossenschaften erfolgen. 
 
3. Gemeinwohlorientiertes Bauen: Düsseldorf muss auf 
städtischen  Grundstücken selbst als Bauherrin bezahlbaren 
Wohnraum schaffen. Städtische  Grundstücke können zudem  entweder 
kostenfrei oder in Erbpacht zu günstigen Konditionen an nicht 
gewinnorientierte Wohnungsunternehmen und Genossenschaf-
ten vergeben werden, die sich vertraglich zur Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums verpflichten.

1. Die Düsseldorfer Wohnungspolitik bedarf einer grundle-
genden Neuorientierung: Wohnen muss als existenzielles 
Bedürfnis und verbrieftes Grundrecht anerkannt werden. 
Wohnen ist keine Ware und darf deswegen auch kein Spekula-
tionsobjekt sein. Düsseldorf muss sich aus der Abhängigkeit 
von renditeorientierten Immobilienunternehmen befreien. 



Die Stadt Wien gilt als vorbildlich, 
was die Versorgung der Stadtbevölke-
rung mit bezahlbaren und sicheren 
Mietwohnungen betrifft. Im Vergleich 
zu Düsseldorf sind dafür drei wich-
tige Unterschiede ausschlaggebend: 
 

 
 1. Die grundsätzliche Orientierung: In der 
Wiener Wohnungspolitik wird Wohnen par-
teiübergreifend vor allem als grundlegendes 
Bedürfnis und nicht als Ware verstanden, mit 
der gehandelt und spekuliert werden darf. 
 
2. In ganz Österreich ist anders als in 
Deutschland die Wohnungsgemeinnützigkeit 
nie abgeschafft worden. Das bedeutet: Ein-
mal geförderte Wohnungen sind nicht be-
fristet, sondern dauerhaft preisgebunden. 

3. Marktferner Wohnungssektor: In Wien 
lebt die Mehrheit der Bevölkerung (ca. 
60 %) in bezahlbaren und sicheren Miet-
wohnungen, die entweder der Stadt selbst 
gehören (Gemeindebau) oder die mit öffent-
lichen Mitteln gefördert sind (z.B. Ge-
nossenschaftswohnungen). Auch im privaten 
Altbaubestand sind die Mieten reguliert. 
Weil die Stadt Wien einen großen Teil des 
Grundstücks- und Wohnungssektors kontrol-
liert, werden Preissteigerungen aber auch 
auf dem freien Markt gedämpft und die 
Immobilienspekulation wird eingedämmt. 


